
Beglaubigte Abschrift 

 
 
 
 

VERWALTUNGSGERICHT AACHEN 
 

B E S C H L U S S 
 
 
9 L 99/23 
 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
 
 
des Herrn Dr. Ingve Björn Stjerna, Graf-Adolf-Platz 15, 40213 Düsseldorf, 
 

 Antragstellers, 
 

g e g e n 
 
den Kreis Düren, vertreten durch den Landrat des Kreises Düren, Bismarckstra-

ße 16, 52351 Düren, Gz.: 30/1 - 18/1, 
 

 Antragsgegner, 
 
wegen Niederlegung von Zeichen der Trauerbekundung auf den Kriegsgräberstätten 

in Hürtgen und Vossenack 
hier: Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 
 

hat 
die 9. Kammer des 

VERWALTUNGSGERICHTS  AACHEN 

am 22. März 2023 

 
durch 
den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Lehmler, 
die Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Schwartz und 
die Richterin am Verwaltungsgericht Backhaus 
 

b e s c h l o s s e n : 
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1. Der Antrag des Antragstellers, 
 
 dem Antragsgegner im Wege der einstweiligen An-

ordnung nach § 123 Abs. 1 S. 1 VwGO aufzugeben, 
es bei Androhung eines Ordnungsgeldes von bis zu 
EUR 250.000,00 zu unterlassen, vom Antragsteller 
auf den Kriegsgräberstätten in Hürtgen und/oder 
Vossenack niedergelegte „Zeichen der Trauerbe-
kundung“, insbesondere Pflanzen (z. B. Blumen) 
und/oder Grablichter, zu entfernen oder entfernen zu 
lassen, insbesondere wenn diese Niederlegung an 
dem jeweiligen Hochkreuz, den jeweiligen Grab-    
oder Gedenksteinen oder dem Sarkophag in Vos-
senack erfolgt, 

 
wird abgelehnt. 
 
Angesichts der in § 4 Abs. 5 der Friedhofsordnung für die 
Kriegsgräberstätten Hürtgen und Vossenack vom 13. 
September 2022 bestehenden Möglichkeit, eine Aus-
nahmegenehmigung für das nach § 4 Abs. 4 lit. a grund-
sätzlich untersagte Niederlegen von Zeichen der 
Trauerbekundung zu beantragen, besteht für den Antrag 
kein Rechtsschutzbedürfnis. Dies gilt zumal vor dem Hin-
tergrund, dass es sich bei der begehrten einstweiligen 
Anordnung um vorbeugenden Rechtsschutz handeln 
würde, der dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
grundsätzlich fremd ist. Zudem vermag die Kammer kei-
ne besondere Eilbedürftigkeit und damit keinen Anord-
nungsgrund für das Begehren des Antragstellers 
erkennen. 
 
Der Antragsteller trägt nach § 154 Abs. 1 VwGO die Kos-
ten des Verfahrens. 
 
 
2.  Der Streitwert wird nach § 53 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. 
§ 52 Abs. 2 GKG auf 2.500,00 Euro festgesetzt, wobei 
wegen des vorläufigen Charakters der begehrten einst-
weiligen Anordnung die Hälfte des sog. Auffangstreitwer-
tes angesetzt wird. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 
 

(1) Gegen die Entscheidung über den Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz kann innerhalb von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe bei dem Verwaltungsgericht Aachen (Adalbertsteinweg 92 
im Justizzentrum, 52070 Aachen oder Postfach 10 10 51, 52010 Aachen) schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - 
und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
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Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV -) Beschwerde eingelegt werden, über die das 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in Münster entscheidet. Die 
Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe des § 55a VwGO und der ERVV bei dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster oder Postfach 63 09, 48033 Münster) eingeht. 
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begrün-
den. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, 
bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster oder Postfach 63 09, 48033 Münster) schriftlich oder in elektronischer Form 
nach Maßgabe des § 55a VwGO und der ERVV einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder 
aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander setzen. Das 
Oberverwaltungsgericht prüft nur die dargelegten Gründe. 
 
Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründungsschrift sind durch einen Bevoll-
mächtigten (durch einen Rechtsanwalt oder einer der in § 67 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 
Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen sowie diesen gleichgestellten 
Personen) einzureichen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe von § 67 
Abs. 4 Satz 3 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 
 
Ab dem 1. Januar 2022 sind unter anderem Rechtsanwälte, Behörden und juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts verpflichtet, Schriftstücke als elektronisches Dokument nach 
Maßgabe der §§ 55a, 55d VwGO und der ERVV zu übermitteln. 
 

(2) Gegen die Streitwertfestsetzung kann schriftlich, in elektronischer Form nach Maßgabe des 
§ 55a der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - und der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV -) 
Beschwerde eingelegt werden, über die das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen in Münster entscheidet, falls ihr nicht abgeholfen wird. 
 
Anträge und Erklärungen können ohne Mitwirkung eines Bevollmächtigten schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe des § 55a VwGO und der ERVV eingereicht oder zu 
Protokoll der Geschäftsstelle abgegeben werden; § 129 a der Zivilprozessordnung gilt 
entsprechend. 
 
Ab dem 1. Januar 2022 sind unter anderem Rechtsanwälte, Behörden und juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts verpflichtet, Schriftstücke als elektronisches Dokument nach 
Maßgabe der §§ 55a, 55d VwGO und der ERVV zu übermitteln. 
 
Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten eingelegt wird, 
nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich 
anderweitig erledigt hat; ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist fest-
gesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 
 
Die Beschwerde ist nicht gegeben, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 
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200,-- Euro nicht übersteigt. 
 
War der Beschwerdeführer ohne sein Verschulden verhindert, die Frist einzuhalten, ist ihm 
auf Antrag von dem Gericht, das über die Beschwerde zu entscheiden hat, Wiederein-
setzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn er die Beschwerde binnen zwei Wochen 
nach der Beseitigung des Hindernisses einlegt und die Tatsachen, welche die Wiederein-
setzung begründen, glaubhaft macht. Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der ver-
säumten Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden. 

 
 
 
Lehmler Dr. Schwartz Backhaus 
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